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eilagr §u Ur . 259 der Karlsruher Zeitung.
Samstag , IS . Juli 1LM4

Modischer Laridtag.
2 « . öffentliche Sitzung der Ersten Kammer

nm Mittwoch, den 13 . Juli 1904 .
Unter dein Vorsitze des I . Vizepräsidenten

Grafen Franz v o n B o d m a n .
Am Regiernngsti s ch : Staatsminister l) r .

von Brauer , Minister des Innern Dr . Schenke l .
Geh . Oberregiernngsrat Or . Gtockne r .

Tagesordnung :
1 . Anzeige neuer Eingaben .
2 . Beratung des Berichts der Vers g s -

k om Mission über den Gesetzentwurf , die
Abänderung der Verfassung betreffend.

(Zweite Beratung .)
Berichterstatter : Freiherr von Güter .
Ter I . Vizepräsident eröffnet die Sitzung um

halb 10 Uhr und gibt zunächst folgenden Einlauf be¬
kannt :

Mitteilung des Präsidiu m s der Z wei¬
ten Ka m m e r über die neuerdings gefaßten Beschlüsse
zu dein Gesetzentwurf , die Abänderung der Verfassung be¬
treffend . ^

Das Sekretariat verliest folgende Peti¬
tionen :

1 . Petition der Handelskammer für den Kreis Offen-
bnrg , die Verbesserung der Schiffahrtsstraße auf
dem Oberrhein betreffend.

2 . Petition der Handelskammer für den Kreis Kon¬
stanz , die Regulierung des Oberrheins betreffend.

Tie Petitionen iverden bei Beratung des betreffenden
Berichts erledigt werden.

Sodann wird in die Tagesordnung eingetreten .

F-reiberr v o n G öler berichtet namens der Verfaf -
sungskommission über den Gesetzentwurf , die
Abänderung der Verfassung betreffend
(zweite Beratung ) . . — . . . . . ..

Redner führt aus : Ihre Kommission bedauert lebhaft,
daß ihr die Zeit nicht vergönnt war . einen gedruckten
Bericht zu verfassen , zumal gegenüber einem so wichtigen
Gesetzentwurf eine eingehende Prüfung und Einhaltung
der Geschäftsordnung notwendig gewesen wäre . Trotz¬
dem hat sie die Verhandlung schon auf heute vorgeschla¬
gen , weil es sich nur noch mit vier leicht zu übersehende
Fragen handelt , zwei davon betreffen die Zusammenset¬
zung der Ersten Kammer und zwei beziehen sich auf das
Bndgetrecht.

Ter erste Punkt betrifft die Mitgliedschaft der V e r -
treter der Städte und Kreis e ; unser Vorschlag
ging auf Ernennung durch den Landesherrn , die Zweite
Kammer wünschte die Wahl durch die Stadträte usm .
Mitbestimmend war für uns , daß von einem Oberbürger¬
meister der Wunsch an uns getätigte , zu verhüten , daß
politische Momente in die Organe der städtischen Verwal¬
tung hineingetragen werden. Nun hat Herr Oberbürger¬
meister Wilckens vorgestern in der Zweiten Kammer her¬
vorgehoben. daß auf einer Versammlung der Oberbürger¬
meister die Wahl der Städtevertreter dringend gewünscht
worden sei . Angesichts dieser Tatsache und angesichts
unserer beständigen Bestrebungen , der Hohen Zweiten
Kammer möglichst entgegenzukommen, stellen wir den
Antrag ,

den K 27 in der Fassung des anderen Hohen
Hauses anzunehinen.

Eine andere Stellung haben wir hinsichtlich des
Stellvertretungsrechts der Standes -
herren eingenommen. In der Zweiten Kammer
wurde diese Forderung zurückgewiesen : der Herr Bericht¬
erstatter hat ausgeführt , daß damit ein historisches Reckt
verstärkt würde. In den Augen Ihrer Kommission trifft
dies nicht zn . Ter Staat hat doch die Pflicht , den Stan¬
desherren die Ausübung ihres Rechts zu ermöglicheu.
Der Herr Berichterstatter in der Zweiten Kammer Hai
darauf hingewiesen , daß ebensogut die zwei richterlichen
Beamten ein Stellvertretungsrecht verlangen könnten.
Dem ist aber entgegenzuhalten, daß es in deren Belieben
steht , die Mitgliedschaft anzunehmen oder auszuschlagen,
und daß sie das Mandat jederzeit niederlegen können:
außerdem werden ihnen für ihre Berufstätigkeit jederzeit
auf Verlangen seitens der Regierung Stellvertreter bei¬
gegeben . Von sozialdemokratischer Seite wurde es ge¬
radezu als gefährlich bezeichnet , daß jemand gleichzeitig
mehreren Landtagen angehört : ich war erstaunt , dies
aus dem Munde eines internationalen Sozialdemokraten
zu hören . Mir scheint es für unsere Verhandlungen nur
fruchtbar, wenn Herren aus den Nachbarstaaten an un¬
seren Sitzungen teilnehmen. Der Abgeordnete Zehnter
hat in deni anderen Hohen Hause bei der nochmaligen Be¬
ratung des Verfassungsgesetzes den Antrag auf Wieder¬
herstellung des Stellvertretungsrechts sowohl der kirch¬
lichen Vertreter , als auch der ' Standesherren gestellt. Ter

- Antrag wurde abgeiehnl. Ich weiß jedoch nicht , ob
'

Abstimmung evenso ausgefallen wäre , wenn der Antrag
nur auf Wiederherstellung hes Sketlvertrelungsrechts der
Slandesherren gestellt worden wäre . Ihre Kommission
hat die Stellvertretung der Standesherren wiederherge
stellt, gleichzeitig jedoch die Stellvertretung des Besitzers
eines mit der erblichen Landstandschaft ausgestatteten
Gutes in 8 28 Absatz 3 gestrichelt. Entsprechend wurde
auch Absatz 4 des 8 28 gefaßt . Ein Stellvertr e
l u n g s r e ch t d e r K i r ch e u fand man nicht so not
wendig, insbesondere nicht des Herrn Erzbischofs, weil
es ihw , wenn er den Wunsch hat , an den Sitzungen teil
znnehmen, nicht schwer fallen wird , zn erscheinen : schließ
lich wäre es wünschenswert , daß die Kirche durch den Erz
bifchof selbst und nicht durch einen Abgesandten vertreten
ist. Diejenigen Zeiten , in denen die Erzbischöfe regel¬
mäßig an de» Sitzungen teilgenonnnen haben, gehören
zu den friedlichsten zwischen Kirche und Staat . In der
Frage des Stellvertretungsrechts glauben wir . unser
äußerstes getan zn haben .

Was mm das Bndgetrecht anbetangt , so scheint
mir , soweit ich die Verhandlungen der Zweiten Kammer
verfolgen konnte , daß letztere das , was sie alt Bndgetrech-
ten der Erstell Kammer ziigeslanden hat , sehr überschätzt .
Der Hauptsache nach soll, wenn es bei den Anträgen der
Zweiten Kammer bleibt, eigentlich alles beim alten blei¬
ben . Wir haben uns durchaus einverstanden erklärt , daß
in formeller Beziehung die Vorrechte der Zweiten Kam¬
mer gewahrt iverden, daß nämlich alle die Finanzen be¬
treffenden Gefetzeiitwürfe zunächst an die Zweite Kam¬
mer gelangen müssen , und daß hinsichtlich der eigentlichen
Bndgetfrageii die Erste Kammer nur dann beraten kann,
wenn der Entwurf von der Zweiten Kammer angenom¬
men ist. Es wurde aber betont, daß die Danergesetze im
wesentlichen Interesse der Ersten Kammer geregelt wor¬
den seien . Diese Frage war immer eine strittige ; ich
erinnere nur daran , daß, als mir zum erstenmal das Ein¬
kommensteuergesetz behandelt haben und eitle Aendernng
vorgenomme» hatten, die Frage aufgeworfen wurde , ob
es ein Finaiizgesetz im Sinne der Verfassung sei , und daß
die Regierung , um diese Streitfrage nicht näher aus -
spinnen zu lassen , den Entwurf zurückgezogen hat . Jetzt
ist die Frage zugunsten beider Häuser entschieden . Volt
der Zweiten Kammer wird in Absatz 1 und 2 deS 8 61
ein reiches Maß von Rechten der Ersten Kammer zuge-
standen, aber ebenso bestimmt in Absaß 3 und 4 wieder¬
zurückgezogen . Nach Absatz 1 und 2 haben wir bei allen
Gesetzen der in 8 60 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Art das
Recht, gesondert zn beschließen, Absatz 3 und 1 schränken
dieses Recht aber wieder erheblich ein . Absatz 3 handelt
von den einzelnen Positionen im Staats -Voranschlag . Ter
ursprüngliche Gedanke des Regierungsentwnrss ging da¬
hin , daß, wenn die Ansichten der beiden Kammern in be¬
zug ans den Entwurf des Finanzgesetzes auseinnnder -
gehen , ans Verlangen der Regierung beide Kammern
zur gemeinsamen Abstimmung zusammeiüreteii sollen .
Tie Zweite Kammer hat diese Bestimmung dahin abge-
ändert : „ Weichen in Beziehung ans einen von der Zwei¬
ten Kammer angenommenen Entwurf der in 8 60 be-
zeichneteil Art die Beschlüsse der Ersten Kammer in ein¬
zelnen Punkten von denen der Zweiten Kamiiier ab , u . ist
eine Ausgleichung auch bei einer wiederholten Beschluß¬
fassung beider Kammern nicht erzielt worden , so ist der
Abstimmung der Ersten Kaunner über den Entwurf im
ganzen die Fassung zugrunde zn legen , in welcher der
Entwurf von der Zweite n K a m m e r angenommen
worden ist .

" Dieses Hohe Haus hat dagegen folgende
Fassung beschlossen : „ Weichen hinsichtlich der einzelnen
Positionen des Staatsvoranschlags (Staatsbudgets ! die
Beschlüsse der Ersten Kammer von denen der Zweiten ab
und ist auch bei wiederholter Beschlußfassung beider
Kammern eine Ausgleichung der Verschiedenheiten nickst
zn erzielen , so werden diese Positionen in de » dem Finanz -
gesetz anznschließenden Staatsvoranschlag nur iiisvtveit
eingestellt , als sich bei der endgültigen Beschlußfassung
eine Uebereinstinlnmng beider Kammern über den Be
trag , den Gegenstand und die Zweckbestimmung ergeben
hat .

" Wir gingen dabei von der Voraussetzung ans . daß
der Fall , daß über einzelne Positionen keine Einigung
zustande kommt , doch sehr selten sein werde , das; diese
Fassung für die Zweite Kaunner umso unbedenklicher sei ,
da ja die Zweite Kammer kein Recht hat , einzelne Posi¬
tionen der Regierungsvorlage zu erhöhen und bei Ab¬
strichen leicht eine Verständigung zn erzielen sein wird .
Diese Bestimmung hat die Zweite Kammer abermals ab¬
geändert und zugleich wesentlich verschärft , Ihre Fassung
kantet : „Weichen hinsichtlich der einzelnen Positionen des
Staatsvoranschlags (Staatsbudgets ! die Beschlüsse der
Ersten Kammer bon denen der Zweiten ab und ist auch
bei wiederholter Beschlußfassung beider Kammern eine
Ausgleichung der Verschiedenheiten nicht zu erzielen , so
werden diese Positionen in den dem Finanzgesetz , anzu¬
schließenden Staatsvoranschlag eingestellt, wie sich bei
der endgültigen Beschlußfassung die Zweite Ka m -
mer dafür ausgesprochen bat .

"

Hier seben wir kein weiteres Entgegenkommen, son-
dern nur ein schrofferes Zurückweichen . Es ist äußerst in-

^ leregam , wie sich cne zwei Hauplparteien in der Zwesten
Kammer zu diesen Anträgen gestellt haben . Ter Herr
Abg. Wilckens sagte ungefähr : Tie Einführung des direk¬
ten Wahlrechts sei nicht soviel wert , daß die Zweite Kam¬
mer ihre seitherigen Budgetvorrechte aufgeben müsse ;
er sei also nicht gesonnen , für die Einführung des direkten
Wahlrechts so große Opfer zu bringen . Umgekehrt sagte
das Zeittrnm : es sei bereit, große Opfer zn bringen , auch
in bndgetrechtlicher Beziehung. Nun kann ich nicht wis¬
sen , wie noch die liberale Seite der Zweiten Kammer
den Wert der direkten Walst tariert , aber nach der Art
ihres Vorgebens muß ich annebmen, daß die national¬
liberale Fraktion doch die direkte Wahl nicht so hoch ta¬
riert , als ich angenommen habe . Wir sagten aber im¬
mer, daß nur dann eine Einigung über die Veriasstmgs-
reiorm zustande kommen könne , wenn die Erste Kammer
mit einem besseren Bndgetrecht ansgestattet mürbe. Wir
haben sehr bescheidene Forderungen gestellt , und wenn
das Oiesetz fällt , trifft die Schuld nicht uns . Wie die An¬
forderungen der Zweiten .Kammer gestiegen find , sehen
Sie aus der Fassung des Absatz 4 in § 61 . Tiefer
lautet : „ Lehnt die Erste Kammer einen von der Zwei¬
ten Kammer angenommenen Entwurf der in 8 60 Zif¬fer 3 bezeichneten Art ab , so wird ans Verlangen der Re¬
gierung oder der Zweiten Kammer in einer Gesamtab-
stimmung mit Turchzählung der in beiden Kammern ab¬
gegebenen Stimmen darüber beschlossen , ob der Entwurfin der ibm von der Zweiten Kammer gegebenen Fas¬
sung anzunehmen sei .

"
Das stimmt ungefähr mit dem Beschluß der Zweiten

Kammer in der ersten Lesung überein, enthält jedoch in
zwei Punkten eine Verschärfung. Tie erste Fassung lau¬
tete : „ bei dem Entwurf der in tz 60 bezeichn " : » Art i in
ganzen "

; die letzteren Worte sind seist weggelaise »
worden . Das könnte sehr leicht zn Mißverständnissen
sichren, als ob es sich dabei um einzelne Positionen Han-
dein könnte. Diese Worte müssen nach unserer Ansicht
mindestens wieder eingefügt werden . Wir werden auch
hier in budgetrechtlicher Hinsicht der Zweiten Kammer
das gewähren , was sie wünscht, werden aber in Absatz 3
bei unseren Forderungen stehen bleiben . Tie Kommission
stellt daher den Antrag , den Absatz 4 des 8 6k anzuneh-
msn . aber nur mit dein Zusatz : „im ganzen "

, und Ab¬
satz 3 nach den Beschlüssen dieses Hohen Hauses cmfrecht-
znerhalten . Wir haben uns lange hierüber besonnen:
es wurden alle möglichen Vermittlungsvorschläge ge¬
macht , die aber nur in anderer Form dasselbe verlangten .

Tie Stellung der Ersten Kaunner ist durch die Erklä¬
rungen der Regierung und des anderen Hohen Hauses
sehr erschwert , wir können aber trotzdem nicht weiter
geben, als hier vorgeschlagen .

Fürst E r n st z u L ö w e n ft ein - Werthei m -
F r enden b erg : Wenn wir auch alle mit gespann¬
tester Aufmerksamkeit den Ausführungen des Herrn Be¬
richterstatters gefolgt sind , so ist es doch bei der Schwie¬
rigkeit der Materie nicht leicht, zu den Äenderungen eine
bestimmte Stellungnahme zn finden. Die Anträge der
Kommission sind mir erst heute morgen zngegangen, so
daß ich nicht in der Lage war , sie eingehend zn pristen .
So wird es allen anderen Herren auch gegangen sein, die
der Kommission nicht angehören. Bei der wichtigen
Frage können wir uns nicht übereilen. Ich berufe mich
ans die Geschäftsordnung und stelle den A n t r a g .

die Sitzung zn nnterbrechcu
und den Mitgliedern des Hohen Hauses Gelegenheit zn
geben, sich mit der Sache eingehend zu befassen.

Ter Antrag wird unterstützt und von dem I . Vize¬
präsidenten zur Abstimmung gebracht.

Ter Antrag wird mit Mehrheit ange n o m m e n .
Ter I . Vizepräsident gibt bekannt , daß die Beratung

auf nachmittags 4 Uhr vertagt werde ,

F- ortsetzu n g
der

20 . öffentlichen Sitzung der Erste» Kammer
am 13 . Juli 1904, nachmittags 4 Uhr,

Unter dem Vorsitze des I . Vizepräsidenten
Grafen Franz v o n B o d ma n .

Am Regier n n gsti s ch : Minister des Innern Or .
S ch e n k e l und Geb . Oberregiernngsrat k) r . G l o ck -
n e r .

Ter I . Viz e P räsident eröffnet die Sitzung kurz
nach 4 Uhr .

Es wird sofort in die Spezialditzkuffion über den Ge¬
setzentwurf, betreffend die Abänderung der Verfassung,
eingetreten ,

Ter I , Vizepräsident ruft den 8 27 auf.
Das Wort erhält hierzu Fürst K arl z n -L ö w e tt -

st e i n - W e r t h e i in - Rosenberg : Nachdem keine
Generaldiskussion vorhergegangen ist, bei welcher ich
meine verschiedenen Gesichtspunkte hätte zusaimnen-
fassen können, muß ich diese bei den einzelnen Paragra¬
phen Vorbringen, Ich habe in der ersten Beratung noch
nicht einmal motiviert , weshalb ich gegen das Gesetz
im ganzen gestimmt habe und dasselbe auch beute Zun



werde. Meine Bedenken beziehen sich insbesondere auf
§ 27, der von der Zusammensetzung dieses Hoben Hauses
handelt . In allen Ländern mit konstitutionell-parlamen¬
tarischen Verfassungen hat die Erste Kammer einen ari¬
stokratischen , konservativen Charakter und ist dazu beru¬
fen, die historische Entwicklung des Staatswesens zu för¬
dern und zu schützen , und zu verhindern , daß nicht äages -
meinungen und Umsturzbeslrebungen die Oberhand ge¬
winnen . Diesem Charakter des Stabilen entspricht es
gar nicht , daß in die Erste Kammer nunmehr eine so
große Anzahl von Mitgliedern eingeführt werden soll, die
auf kurze Zeit gewählt werden. Ich begrüße zwar die
Vertretung genossenschaftlicher Interessen durch die Âuf¬
nahme der Vertreter der Berufskörperschaften, ich freue
mich , daß dieser bahnbrechende Gedanke wenigstens im
Kleinen verwirklicht wird ; ihm zuliebe kann inan gern
ein Opfer bringen . Dagegen gehört eine Vertretung der
Städte und Kreise nicht zu der berufsgenossenschaftlichen
Vertretung , jene sind in der Zweiten Kammer schon hin¬
reichend vertreten , ebenso auch in der Ersten Kammer
durch die Interessengruppen . Wenn deren Mitgliedschaft
auf lange Dauer berechnet wäre, könnte man sie allenfalls
hinnehmen . Ich hätte die Ernennung derselben durch
den Landesherrn vorgezogen, weil die Stabilität insofern
inehr gewahrt wäre , als der Landesherr gewiß geeignete
Persönlichkeiten immer Mieder von neuem berufen hätte.
Ich wiederhole den Antrag aus Strich dieser Bestimmung
nicht , weil ich weiß, daß die Mehrzahl der Mitglieder es
für opportun hält , wegen des Zustandekommens der Re¬
form nicht auf allen Verbesserungen zu bestehen .

Freiherr von Röder : Ich stehe auf demselben
Standpunkt , wie Seine Durchlaucht Fürst Karl zu Lö¬
wenstein. Ich bin in der Kommission von Anfang an den
Vorschlägen der Regierung und der Zweiten Kammer
entgegengetreten . Ich habe nur Vorbehalten, bei Erör¬
terung dieser Bestimmung meinen Standpunkt zu begrün¬
den. Durch die Reform wird die Erste Kammer ein ganz
anderes Gesicht erhalten , als ihrer Vergangenheit ent¬
spricht . Die Gründe sind schon genügend erörtert wor¬
den . Gegenüber allen Veränderungsanträgen nehme ich
bei voller Anerkennung der Bemühung um Gewinnung
eines besseren Budgetrechts,. eine ablehnende Haltung
ein.

Fürst Karl zu Löwen st ein bemerkt , daß er den
bei der ersten Beratung gernachten Vorschlag , den vom
Großherzog zu ernennenden Mitgliedern die lebensläng¬
liche Mitgliedschaft zu verleihen, nicht wieder stellen , je-
doch diese Tatsache nochmals konstatieren wolle .

Ter I . Vizepräsident stellt die Annahme des
8 27 nach dem Antrag der Kommission fest.

Zu Z 28 bemerkt der I . Vizepräsident , daß die
Kommission beantragt habe, in Absatz 3 die Worte : „oder
eines mit der erblichen Landstandschaft ausgestatteten "
zu streichen , Absatz 4 dagegen nach den früheren Beschlüs¬
sen aufrecht zu erhalten .

Fürst Karl zu L ö w e n stein - W e r th e i m -
Rofenberg : Es wäre sehr im Interesse der Erstell
Kammer gelegen , sowohl für die Standesherren , als auch
für die rnit erblicher Landstandschaft ausgestatteten ade¬
ligen Familien die Stellvertretung einzuführen . Man
würde dadurch beizeiten junge Kräfte heranziehen, und
dieselben in die Geschäfte einführen ; vielfach werden die
Häupter der Familien aus Gesundheitsrücksichten nicht in
der Lage sein , ihr Recht auszuüben . Aus ähnlichen
Gründen trete ich auch für das Stellvertretungsrecht der
Kirchen ein.

Freiherr von Göler : Die Stellvertretung der
Standesherren ist gewiß im Interesse der Ersten Kam¬
mer gelegen . Man darf jedoch nicht zu weit gehen . Die¬
selben Gründe liegen bei den mit der erblichen Landstand¬
schaft ausgestatteten Mitgliedern nicht vor . Diese wer¬
den selten verschiedenen Landtagen gleichzeitig angehören,
außerdem wohnen sie im Land . Wir haben das Stell¬
vertretungsrecht der letzteren umso lieber gestrichen , weil
die Zweite Kammer daran Anstoß genommen hat , und
unser Bestreben dahin geht , alle Wege zu einer Verstän¬
digung möglichst zu ebnen. Ich bitte, den Antrag der
Kommission anzunehmen.

Der I . Vizepräsident stellt die Annahme des
8 28 nach den Anträgen der Kommission fest.

Zu 8 30 bemerkt der I . Vizepräsident , daß die
Kommission den Strich von Absatz 2 (Stellvertretung der
kirchlichen Vertreter ) beantragt habe.

Hierzu erhält das Wort Graf v o n H el mstatt : Ich
habe schon bei der ersten Beratung meine Ansicht über den
Wert der Stellvertretung der kirchlichen Vertreter dar¬
gelegt und hervorgehoben, daß die Mitarbeit insbe¬
sondere eines Vertreters des katholischen Landesbischofs
im Interesse der Ersten Kammer und des ganzen Lan¬
des gelegen fei . Ich stelle keinen Antrag , da ich die
schwierige Position des Hohen Hauses anerkenne und
auch meinerseits ein Opfer bringen will . Ich bedauere
jedoch, daß es nicht gelungen ist, diese Stellvertretung in
das Gesetz aufzunehmen.

Der I . Vizepräsident stellt die Annahme des
8 30 nach dem Kommissionsantrag fest.

Der I . Vizep räs ident bemerkt zu :
8 31 (landesherrliche Ernennung der Kommunalver¬

treter ) : Die Kommission beantragt , dem Beschluß der
Zweiten Kammer beizutreten,

ebenso bei 8 32 (Dauer der Mitgliedschaft) ,bei 8 32a Absatz 1 , den Beschlüssen der Zweiten Kam¬
mer beizutreten, und in Absatz 2 den Beschluß der Ersten lKammer wiederherzustellen. j

Bei 8 39 sei beantragt , die Fassung der Ersten Kam¬
mer wiederherzuslellen.

Zu 8 13 erhält das Wort Freiherr vouLa Roche :
Hier ist bei der Fassuug versehentlich vergessen worden,
daß die mit der erblichen Landstandschaft Ausgestatteteu
bei Auflösung der Landstände die Mitgliedschaft nicht ver¬
lieren sollen . Rach der jetzigen Fassung müßten sie aus -
scheiden.

Fürst Karl zu L ö w e n st e i n - W e r t h e i m -
R o s enberg : Schon bei der ersten Beratung habe ich
einen Antrag eingebracht, der diese Lücke beseitigen sollte .
Ter Antrag lautete :

„ Die Auflösung der Ständcvcrsammlung be¬
st, rkt, daß alle für die eine Landtagsperiodc Ge¬
wählten oder Ernannten ihre Mitgliedschaft ver¬
lieren . "

Damit ist eine Aufzählung derjenigen , die ausscheideu
müssen , entbehrlich . Ich wiederhole diesen Antrag .

Ter Antrag wird unterstützt.
Ter Antrag wird mit Mehrheit angenomme u.
Zu 8 61 bemerkt der I . Vizepräsident : Die

Kommission beantragt , Absatz 3 nach der Fassuug der
Ersten Kammer wiederherzuslellen und Absatz 4 nach der
Fassung der Zweiten Kammer anzunehmen, unter Ein¬
schaltung der Worte „ im ganzen"

. Ferner sei ein von
Mitgliedern des Hauses unterstützter Antrag des
Herrn Geh . Rat Lewald eingeganaen :

Hohe Erste Kammer wolle dem Absatz 3 des 8 61
in der Fassung der Zweiten Kammer , wobei nach den
Worten „ beider Kammern " einznschaltcn ist : „ und
nach voransgegangenem Verstand gnngsvcrsnch ge¬
mäß 8 Absatz 2" znstimmen .

Das Wort erhält zur Begründung Geh . Rat L e -
wald :

Geh. Rat Lewald : Der Antrag der Kommission
geht, wie Sie von dem Herrn Berichterstatter vernommen
haben, dahin , den Absatz 3 des 8 61 in der Fassung der
Zweiten Kammer abzulehnen , und diesen Absatz in der
von der Hohen Ersten Kammer früher beschlossenen Fas¬
sung wieder herzustellen. Ich selbst habe in der Kom¬
mission für diesen Antrag gestimmt, ja der Kommissions¬
beschluß geht sogar aus einen Antrag , den ich selbst gestellt
habe, zurück , und es möchte Sie deshalb Wohl befremden,daß Ihnen jetzt von mir ein Antrag unterbreitet wird ,der dahin geht, den Absatz 3 nach den Beschlüssen der
Hohen Zweiten Kammer anzunehmen .

Tie Situation , in der wir uns befinden, hat sich eben
inzwischen verändert . Wir sind darüber aufgeklärt wor¬
den , daß die Annahme des Kommissionsantrages unfehl¬bar das Scheitern dieser Gesetzesvorlage, ja vielleicht das
sofortige Zurückziehen der Vorlage seitens der Großh .
Regierung zur Folge haben würde . Nun darf man
Wohl fragen : Wie kommt es doch , daß das Festhalten an
der an sich so berechtigten Forderung , daß dieses Hohe
Haus künftighin eines vollen Budgetrechtes teilhaftigwerde, notwendigerweise das Scheitern der Vorlage zur
Folge haben wird ? Die Verantwortung dafür trägtmeines Erachtens die Großh . Regierung . Mit nicht ge¬
ringem Erstaunen haben wir vorgestern den Herrn
Staatsminister in der Hohen Zweiten Kammer sprechen
hören . Ter Herr Staatsminister hat dort erklärt , die
Großh . Regierung würde , wenn es nur auf sie ankäme,
den Kommissionsbeschlüssen des anderen Hohen Hauses
ohne weiteres zustimmen ; leider werde aber die Hohe
Erste Kammer diese Beschlüsse nicht annehmen , und . es
bestehe somit sozusagen nur noch ein häuslicher Streit
zwischen den beiden Kämmern . Sofort hat hiernach der
Herr Berichterstatter des anderen Hohen Hauses und zwarmit Recht festgestellt , daß in allen wichtigen Punkten Re¬
gierung und Zweite Kammer einig gehen . Ja , nun muß
ich fragen : hat denn nicht die Regierungsvorlage selbst
der Ersten Kammer noch weitergehende Befugnisse in An¬
sehung des Budgetrechts zugedacht , als unsere Beschlüsse
verlangen ? Waren in der Regierungsvorlage die Vor¬
rechte der Zweiten Kammer nicht noch mehr beschränkt ,und ist nicht das alles geschehen, weil die Großh . Regie
rung es für gut , angemessen und notwendig gehaltenbat ? Und war die Großh . Regierung während unserer
Kommissiousberatungeu nicht mit der Stellung , die wir
in der Budgetfrage eingenommen haben , völlig einver¬
standen? Alle diese Vorgänge und Umstände sind wohl
dem Herrn Staatsmiuister nicht ganz gegenwärtig ge¬
wesen , als er jene Worte sprach , und ich kann jedenfallsder Großh . Regierung den Vorwurf nicht ersparen , dgß
sie das von ihr selbst ursprünglich geforderte volle Bud¬
getrecht der Ersten Kammer preisgegeben hat .

Zu dem Antrag , der Ihnen nunmehr unterbreitet ist,konnte wohl keines der Hochverehrten Mitglieder dieses
Hauses leichter sich entschließen , als ich . Als entschiede¬ner Freund des direkten Wahlrechts , als Verfechter und
Befürworter dieser Verfassungsrevision , von der ich mir
gute Folgen für unser öffentliches Leben verspreche ,würde ich das Scheitern des Reformwerks aufrichtig be¬dauern , und ich darf mich auf das Zeugnis der verehr-
lichen Mitgliedern der Verfassungskommissiou dafür be-
rufen , daß ich von vornherein den Standpunkt vertreten
habe, auf die Legislative , auf die Gewinnung der Tauer¬
gesetze für die Kompetenz der Ersten Kammer sei das
Hauptgewicht zu legen, und in bezug auf das Budget-
recht nach irgend einem Kompromiß zu suchen. Nun , der
Absatz 3 des 8 61 , wie ihn die Hohe Zweite Kammer ge¬faßt hat , besagt nicht mehr und nicht weniger , als daß in
Budgetsachen , d . h . in bezug auf die einzelnen Positionen

l des Budgets , die Hohe Zweite Kammer das entscheidende
j Wort zu sprechen hat . Tie Zustimmung zu dieser Fas¬

sung bedeutet für uns ein schmerzliches Opfer , das ich
nicht verkleinern und vertuschen will . Aber stehen diesem
Opfer nicht sehr wertvolle Errungenschaften gegenüber?
Tie Neuorganisation der Hohen Ersten Kammer wird
diesem Hause ein vermehrtes Ansehen , eine gesteigerte Be¬
deutung verleihen, aus einer Kammer der Privilegierten
wird sie sich nach meiner Meinung in ein Volkshaus im
besten Sinne des Wortes verwandeln . In bezug auf die
Tauergesetze und auf das Finanzgesetz wer¬
den die Befugnisse beider Häuser im wesentlichen die
gleichen sein , und auch hinsichtlich der Behandlungdes Budgets wird die Stellung der Ersten Kammer
erheblich verbessert . Tie Rolle, welche die Erste Kammer
bisher in Budgetsachen gespielt hat , erinnert etwas an den
Chor der griechischen Tragödie . Drüben im Rondellsalder Zweiten Kammer war die Szene , auf der das Bud¬
getdrama agiert wurde, und nach jedem Akte konnte man
den Chorus der Ersten Kammer vernehmen, der an das ,was drüben geschehen und vollbracht war , erbauliche Re¬
flexionen und Betrachtungen anknüpfte . Das wird künf¬
tig doch anders '

sein : jede einzelne Position unterliegt
unserer Prüfung , durch Beanstandungen oder Abstrich
können wir die nochmalige Beschlußfassung der ZweitenKammer veranlassen, und es kann — was mir gleichfallsals eine sehr wertvolle Errungenschaft erscheint — durchden Zusammentritt der beiderseitigen Kommissionen eine
Verständigung gesucht werden . Freilich, zuletzt hat , wie
gesagt, die Hobe Zweite Kammer das entscheidende Wort .
Indessen : pluriuuuu momenti soleut personaeackkerre in rebus , sagt Seneca ; Einrichtungen und Ge¬
setze sind tot , erst die Menschen , die sie handhaben , erfül¬len sie mit Leben . Und darum hoffe ich , daß die HoheErste Kammer auch mit verkümmertem Budgetrecht, ver¬
möge des ihr innewohnenden Gewichtes , ihren Einflußauf die Gestaltung des Staatshaushalts wird geltend
machen können. Und endlich : liegt es nicht im gebieteri¬
schen Interesse unseres Landes , dieses Refornstverk nun¬
mehr zustande zu bringen ? Oder soll die unsäglicheMühe und Arbeit, die es gekostet hat , umsonst aufgewen--
det sein ? Soll nunmehr die verhetzende Agitation wegendes Wahlrechts, der endlose Hader darüber beginnen , werdas Scheitern des Reformwerks verschuldet tzat? lieberdie Antwort auf diese Fragen bin ich mir nicht im Zwei¬fel . Das andere Hohe Haus hat uns , wir müssen es an¬erkennen , wertvolle Zugeständnisse geinacht, nun , wirwollen ihm an Weitherzigkeit der Gesinnung nicht nach¬stehen , sondern es noch übertreffen , und wollen damitbestätigen — unter Zurückdrängung jeder Empfindlich¬keit — daß die sottm publica der einzige Leitstern unseresHandelns ist .

Aus diesen Gründen möchte ich bitten, dem Antrag zu¬zustimmen.
Berichterstatter Freiherr von Göler : Als Bericht¬

erstatter fühle ich mich verpflichtet, zu erklären, daß HerrGeh . Rat Lewald diesen Antrag nicht ohne Vorwissen derKom-
mission gestellt hat . Wir haben den Antrag heute Vor¬
mittag besprochen und die Mehrheit der Kommission hat
sich damit einverstanden erklärt. Wenn der Regierung,der Gedanke vorgeschwebt hat , aus der Ersten Kammer
durch f ereinziehuug der Vertreter der Berufskörperschaftenund Städte eine Art Senat zu schaffen , so wäre es geradein dem Moment, wo die Zahl der Gewählten verstärktwird , auch angezeigt gewesen, die Erste Kammer auch mit
größeren Budgetrechten auszustatten , denn gerade jeneVertreter werden künftig bedauern, daß sie nicht in dem
anderen Hohen Hause sitzen und mehr Einfluß aus das
Budget haben als bei uns . Immerhin teile ich die An¬
sicht des Herrn Geh. Rat Lewald , daß es m ?hr auf die
Personen als auf die Sache ankommt. Wir haben be¬
züglich des Budgetrechts einen Weg beschritten , der für
eine parlamentarische Körperschaft wie für die Entwicklung
des ganzen Staatswesens von außerordentlichem Wert ist,den Weg der Verständigung . Ich hoffe , daß trotz der
Lage, die durch den Antrag des Herrn Geh . Rat Lewald
geschaffen wird , dieses Hohe Haus vermittelst des 8
etwas Einfluß auf Budgetsachen gewinnen wird . Ich
werde zwar selbst gegen den Antrag stimmen , was mich
aber nicht abhalten soll, für das ganze Gesetz zu stimmen .

Geh . Kommerzienrat Koelle : Der Absatz 3 des 8 61
bildet einen der Hauptdifferenzpunkte zwischen der Erstenund Zweiten Kammer . Es kostete mich Ueberwindung ,den Antrag des Herrn Geh . Rat Lewald zu unterzeichnen.Die Bestimmung des Absatz 3 ist jedoch nicht so wichtig,um ihretwegen das ganze Gesetz scheitern zu lassen. Ichbin auch der Ansicht , daß die direkte Wahl kommen wird,und wenn sie später kommen wird , wird die Erste Kammer
nicht mehr so viel Rechte erlangen als heute.

Minister des Innern vr . Schenkel : Leider ist
Stsatsminister von Brauer durch die Reise , die er jüngst
im Austrag Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogsin den Schwarzwald zu machen hatte und durch die
vielen Verhandlungen der letzten Tage in einer Weise in
seiner Gesundheit angegriffen , daß er dringend der
Schonung bedarf. Er hat mich gebeten, seine hierdurch
veranlaßte Abwesenheit in diesem Hohen Hause zu ent¬
schuldigen; er hat mich gleichzeitig beauftragt , in seinem
Namen hier zu sprechen . Der sachliche Inhalt meiner
Worte kann daher wohl auch gleichzeitig als eine Aus¬
sprache unseres Herrn Staatsministers betrachtet werden,
ja auch als ein Ausdruck der Anschauungen des Staats-
ministeriums , welches sich ja in dieser wichtigen Angelegen¬
heit ebenfalls schlüssig gemacht hat.

Wie Herr Präsident Lewald vorhin gesagt hat , gleichen
derartige politische Verhandlungen manchmal einem Drama ;eine wichtige Angelegenheit nimmt auch hier von Stufe



^ tufe ihren dramatischen Fortgang durch die beiden
Läufer und geht allmählich ihrem Zielpunkte, ihrer Ent-
^ iikluna entgegen . Jetzt stehen wir in der Peripetie
Aeses Dramas , im letzten Akte, und ich hoffe die Ent¬
wicklung dieses letzten Aktes wird für unser Verfassungs-
refonnwerk sich nrcht als eine Tragödie, sondern als ein
bürgerliches Schauspiel mit harmonischem Ausgang dar-
üellen. Wie im Drama die handelnden Personen , ohne
haß man ihnen daraus einen Vorwurf machen kann, in
dem ersten Akte manchmal eine ganz andere Stellung
kinuehmen, als im Augenblick , wo es zur endgiltigen
Entwicklung, zur Peripetie kommt , dasselbe gilt auch für
die Herren, die seitens der Regierung in den verschiedenen
Stadien dieser Verhandlungen über die Versassungs-
revision mitgewirkt haben , und dasselbe wird , wie ich
Haffe, auch für die Mehrzahl der Herren gelten , die hier
zur endgiltigen Entscheidung mitzuwirkcn haben . Es ist
ja ganz richtig , die Großh . Regierung , insbesondere
Staatsminister von Brauer und ich selbst, haben bei Ein¬
bringung der Vorlage zur endgiltigen Lösung der Frage
der Finanzbesugnisse dieses Hohen Hauses in . einem ein¬
zelnen Punkte eine Stellung eingenonimen , welche ab¬
weicht von dem , die wir Ihnen in diesem letzten Augen¬
blicke in dem einen Punkte einzunehmen empfehlen .
Nach der bei Einbringung der Vorlage bestehenden An¬
schauung der Regierung sollte , wenn nunmehr das andere
Haus auf -den breiten und vielleicht nicht immer ganz
sicheren Boden des allgemeinen gleichen und direkten
Wahlrechts gestellt wird , ein Gegengewicht in der Ersten
Kammer geschaffen werden , in dem dieselbe verstärkt wird
um eine Anzahl von Vertretern aus den im kommunalen
und wirtschaftlichen Leben führenden Klassen und indem,
dieser verstärkten Grundlage entsprechend, gleichzeitig auch
die materiellen Rechte der Ersten Kammer in Finanz¬
sachen im wesentlichen den Finanzbefugnissen der Zweiten
Kammer gleichgestellt werden . Die Sache ist nunmehr sechs
Monate lang in den Kommissionen mst> im Plenum beraten
worden und wir haben daher versucht , das durchzusetzen,
was wir uns in dieser Hinsicht vorgenommen hatten .
Mit Befriedigung kann ich sagen , daß schon jetzt durch
das Entgegenkommen beider Häuser im großen und gan¬
zen das erreicht wurde , was die Regierung nicht etwa im
Interesse der Ersten Kammer allein , sondern im Inter¬
esse des Vaterlandes , als Gewähr für eine gemäßigte,
besonnene Entwickelung unserer öffentlichen Verhältnisse
bei der Einführung des allgemeinen gleichen und direkten
Wahlrechts für erforderlich erachtet hat . Es ist gelungen,
ein Einverständnis darüber zu erzielen , daß künftig brei¬
tere Schichten unseres Volks durch die Abgeordneten der Be-
russkörperschasten der Städte und Kreise in diesem Hause
eine Vertretung finden , und es ist ferner erreicht worden ,
im Zusammenhang mit dieser Verstärkung der Mit¬
gliederzahl, daß das andere Hohe Haus sich mit einer
erheblichen Erweiterung der materiellen Finanzbefugnisse
der Ersten Kammer einverstanden erklärt hat . Wie Herr
Präsident Lewald schon einleuchtend ausgeführt hat, be¬
steht dieses verstärkte Finanzrecht einmal darin , daß hin¬
sichtlich aller finanziellen Dauergesetze — abge¬
sehen von einem formellen Vorrecht der Zweiten Kammer
— die beiden Kammern sich materill vollständig gleich¬
stehen. Die Erste Kammer kann bei allen Gesetzen über
direkte und indirekte Steuern in Zukunft unbestrittener¬
maßen Aenderungen vornehmen und die Vorlagen ans
andere Haus wieder zurückgehen lassen , und gilt nun wie
bei anderen Gesetzen der Grundsatz, daß solche Steuer¬
gesetze nur zustande kommen , wenn beide Kammern in allen
Einzelheiten übereinstimmen ; das gleiche soll in Zukunft auch
für das wichtige Finanzgesetz gelten , welches dieFinanz-
derhältnisse , insbesondere die Steuersätzefür die Budgetperiode
regelt, mit einem Anhang, dem Budget . Nur über zwei
Punkte besteht nach den letzten Beschlüssen der Zweiten
Kammer noch eine Meinungsverschiedenheit. Den einen
Punkt bildet der von der Zweiten Kammer eingeschobene
Absatz 4 des 8 61 , darnach wird bestimmt : Wenn die
Erste Kammer das für die Budgetperiode zu erlassende
vonderZweiten Kammer angenommene Finanzgesetz im gan -
zenverwerfen würde, soll mittels Durchzählung derStim¬
men durch beide Kammern festgestellt werden , ob nicht
doch die Mehrheit des ganzen Landtags für die An¬
nahme des Finanzgesetzes in der Fassung

' der Zweiten
Kammer ist . Diese Bestimmung, deren Fassung sich im
wesentlichen an das seitherige Recht anlehnt , bedeutet für
die Erste Kammer meiner Ansicht nach keineswegs eine
Zurücksetzung hinter die Zweite Kammer ; sie hat über¬
haupt materiell nunmehr eine ganz veränderte Bedeutung"n Vergleich mit dem seitherigen nur äußerlich ähnlichen
« ,61 . Denn , wenn der Entwurf angenommen wird , ist
die Erste Kammer nicht mehr, wie es seither der Fall
war , genötigt , ihre Nichtübereinstimmung mit einzelnen
Bestimmungen des Finanzgesetzes lediglich durch Ableh¬
nung des ganzen Gesetzes kund zu tun, vielmehr
kann sie jetzt im einzelnen Abänderungsvorschläge machen
und das Gesetz an die Zweite Kammer so lange zurück-
Aen lassen, bis eine Uebereinstimmungerzielt wird . DerE , daß ein Finanzgesetz im Ganzen von der Ersten
Kammer abgelehnt wird, ist also in Zukunst kaum mehr
praktisch denkbar und damit auch das nur für diesen
äußersten Fall anzuwendende Durchzählungsverfahren des
^kstatz 4 ohne praktische Bedeutung . Gegen die An-
ahwe dieses 4 . Absatzes werden somit keinerlei Be¬
mmen bestehen. Nun bleibt noch als der letzte

^ merenzpunkt die Stellung der beiden Kain-
Lu den einzelnen Budgetpositionen ,demBeschluß dieses Hohen Hauses zu 8 61 Absatz 3 soll,

sich die beiden Kammern über Betrag, Gegenstand"p
Zweckbestimmung einer Budgetposttivn nicht einigen

können , die Position nur insoweit in das Finanzgesetz
eingestellt werden , als eine Uebereinstimmung der beiden
Kammern und der Regierung vorliegt. Es ist also hier¬
nach insbesondere die Erste Kammer berechtigt , auch
wenn die Regierung eine Position angesordert hat und
die Zweite Kammer sie bewilligen will , sie dennoch zu
streichen , wie sie dann andererseits natürlich auch keinen
Anspruch darauf hat , die Annahme einer Budgetposition
in Uebereinstimmung mit der sie anfordernden Regierung
durchzusetzen, wenn die andere Kammer endgültig die
Position streichen will . Während also hiernach jede
Kammer ganz gleiches Recht hinsichtlicy der Annahme
und Ablehnung der einzelnen Budgetpositionen gehabt
hätte , hat die zweite Kammer üach ihrem letzten Be- ^
schlusse anknüpfend an ihre bisherige in weitem Um¬
fange in der Verfassung anerkannte bevorrechtigte Stel¬
lung in Aussicht genommen , daß die Erste Kammer an
den Budgetpositionen nichts soll streichen dürfen, wenn
die Regierung zusammen mit der Zweiten Kammer die
Position genehmigen will . Es ist ja nicht zu verkennen, ,
daß bei dieser Fassung des 8 61 Abs . 3 das materielle
Mitbeschließungsrecht der Ersten Kammer hinsichtlich der
einzelnen Budgetpositionen hinter das Beschließungsrecht
des anderen Hohen Hauses etwas zurückgedrängt wird.
Aber die Fälle sind doch bisher außerordentlich selten
gewesen, daß die Regierung mit der Zweiten Kammer
im Budget etwas wollte , was die Erste Kammer strich.Der gegenteilige Fall ist sehr viel häufiger, daß die
Erste Kammer im Budget etwas bewilligen will , was
die Regierung haben möchte , was aber die Zweite Kam¬
mer versagt . Für diesen Fall ist kein Mittel übrig ge¬
blieben , nachdem im Einverständis beider Kammern die
im Regierungsentwurf hierfür vorgesehene Gesamtab¬
stimmung ausgeschaltet worden ist . Der übrig gebliebene
Differenzpunkt ist jedenfalls nicht von der Bedeutung,
daß man die ganze Verfassungsreform deshalb scheitern
lassen sollte , weil der Ersten Kammer hinsichtlich der
Streichung oder Minderung einer von der Regierung am
geforderten Position nicht ein soweitgehendes Recht zu¬
steht wie der Zweiten Kammer. Jedenfalls bleiben der
Ersten Kammer auch bei Annahme der von der Zweiten
Kammer beschlossenen Fassung viel weitergehende , als
die seitherigen Befugnisse in bezug auf die Mitbeschließung
des Staatsbudgets . Während seither die Erste Kammer
Budgetpositionen im einzelnen überhaupt nicht beanstan¬
den und nicht mit Abänderungsvorschlägen an das andere
Hohe Haus zurückgehen lassen konnte , ist die Erste Kam¬
mer nunmehr befugt , jede Budgetposition nach Höhe und
Zweck zu prüfen, und im Falle der Beanstandung in ge¬änderter Fassung der Zweiten Kammer zur nochmaligen
Entschließung zurückzugeben. Ferner kann jetzt die Erste
Kammer verlangen, daß Verständigungsversuche durch
Zusammentritt der beiden Kommissionen bei Meinungs¬
verschiedenheiten über einzelne Budgetpositionen gemacht
werden , und erst, wenn nach vergeblichem Verständigungs¬
versuch nochmals beide Kammern beschlossen haben und
dann endgiltig noch eine Differenz übrig bleibt , also
die Erste Kammer immer noch auf ihrer Streichungsab¬
sicht hinsichtlich einer Position beharrt , erst dann , soll
nach der dem 8 61 Abs. 3 von der Zweiten Kammer
gegebenen Fassung die Position in dem Umfang, wie sie
auf Anforderungder Gr . Regierungdurch die ZweiteKammer
bewilligt wurde, trotz des Widerspruchs der Ersten Kammer in
das Budget eingestellt werden . Die Regierung hätte
sehr gewünscht , daß diese Abänderung in der Zweiten
Kammer nicht erfolgt wäre . Aber sie hält dies nicht für
eine so wichtige Frage , daß man deshalb das ganze Ge¬
setzgebungswerk, das im übrigen die Bedeutung der Ersten
Kammer nach Mitgliederzahl und Rechten sehr erheblich
verstärkt , zu Fall bringen sollte . Wir haben uns durch
Benehmen mit einer Anzahl der Mitglieder der Zweiten
Kammer davon überzeugt , daß eine Gruppe , deren Mit¬
wirkung zur Bildung einer Zweidrittelmehrheit in der
Zweiten Kammer nötig ist , einem Vorschlag unbedingt
entgegensteht , wonach der Ersten Kammer auch gegen den
Willen der Regierung und der Zweiten Kammer das
Streichungsrecht hinsichtlich der einzelnen Budgetpositionen
gewährt würde . Von diesem Gesichtspunkte aus , um das
Gesetz zu retten , hat die Großherzogliche Regierung und
der Herr Staatsminister im allerletzten Augenblick erklärt,
sie könnten sich im Interesse des Zustandekommens des
Gesetzes und unter Verzicht auf wohlbegründete weiter¬
gehende Wünsche mit der dem Absatz 3 von der Zweiten
Kammer gegebenen Fassung zufrieden geben. Das hierüber
vom Herrn Präsidenten Lewald geäußerte Erstaunen ver¬
stehe ich nicht , denn eine solche Aenderung der Stellung,
die die Regierung zu diesem einen , an Wichtigkeit
zurücktretenden Punkte einnimmt, ist durch die Gesamtlage
durchaus gerechtfertigt . Weil ich weiß , daß diese Gesamt¬
lage noch jetzt dieselbe ist — wie auch Herr Präsident
Lewald vorhin hervorgehoben hat —

, ersuche ich dieses
Hohe Haus , und zwar möglichst einstimmig , sich nunmehr
entsprechend dem gestellten Anträge dpm Beschluß der
Hohen Zweiten Kammer in dieser Beziehung anzu¬
schließen.

Dieses Hohe Haus hat , seiner geschichtlichen Tradition
entsprechend , in allen großen Augenblicken unseres Staats¬
lebens mit staatsmännischer Weisheit für die Weiterent¬
wicklung unseres Staatslebens in freiheitlichem Sinne
Stellung genommen , und zwar im Sinne einer ge-

^ mäßigten , vernünftigenFreiheit . Auch in diesem Momente ,
! wo die Augen unseres badischen Volkes und auch viele
! Augen jenseits der Grenzen des badischen Landes mit
^ aufmerksamer Spannung darauf gerichtet sind , was im
! Badischen Landtag für die Verfassungsrevifion geschieht,wird , wie ich hoffe , dieses Hohe Haus den ihm durch

seine schöne geschichtliche Tradition vorgezeichneten Stand¬
punkt einnehmen. Wenn die Erste Kammer jetzt eine
Forde ung aufgeben muß , die an sich durchaus berechtigt
ist , und deren Erfüllung dem Interesse der Allgemeinheitdienen würde, wird dieses Haus , weitblickend in die Zu¬
kunft , eine edle Selbstentsagung hinsichtlich dieseseinen Punktes üben,, damit das Ganze zu stände
kommt . Würde das Hohe Haus im Sinne des
Antrags den Absatz 3 des 8 61 in der Fassung
der Zweiten Kammer wiederherstellen , so wird
dies , wie ich versichert bin , zum Wohl des Ganzen die
erfreuliche Folge haben , daß das andere Hohe Haus Ihren
Beschlüssen im übrigen in allen Punkten beitreten wird.Die Hauptparteien der Zweiten Kammer haben ja auchin einer Anzahl von Punkten , wo sie nach ihren Grund¬
sätzen weitergehende Forderungen geltend machten, ein
großes Entgegenkommen geübt . Die Zweite Kammer hat
auch auf manches verzichtet, was ihr wertvoller Besitzund eifrig gehegter Wunsch war. Wenn nun die Zweite
Kammer sieht , daß auch die Erste Kammer vom gleichenSinne beseelt ist , daß den Wünschen der Zweiten Kammer
durch die heutigen Beschlüsse dieses Hohen Hauses auch

! weiter entgegengekommen wird, so wird sie aus der Ge¬
sinnung heraus , die sie bisher schon bei der Behandlung dieses
Verfassungswerkesbeseelt hat , dieihr gebotene Hand annehmen
und einschlagen . Und dann wird es , wie ich versichertbin , schon in den nächsten Tagen gelingen , das Verfassungs¬
werk zu stände zu bringen , ein Werk , das nicht bloß
für ein Jahrzehnt, sondern für Jahrzehnte hinaus
dauern soll . Und wenn in künftigen Jahrzehnten einer
unserer Nachkommen in diesem Hohen Hause die Ver¬
fassungsurkunde nachblättert und liest , daß im Jahre 1904
die letzte Verfassungsrevision stattgefunden hat , so wird
er, glaube ich , leise mit dem Kopse nicken und sich sagen :
die Herren , die damals mitgewirkt haben , haben etwas
gemacht , das dauerhaft war , und das viele Jahrzehnte
dem Wohle des Landes gedient hat.

Freiherr von Röder : Ich habe in der Kommission
auch für die Annahme des Abs. 4 des 8 61 in der Fassung
der Zweiten Kammer und für die Wiederherstellung des
Abs . 3 nach den Beschlüssen der Ersten Kammer gestimmt
und habe mich nur schwer entschlossen , in diesem Punkte
meinen Standpunkt aufzugeben . Dies habe ich jedochnur insofern getan , als ich nach den Erläuterungen, die
ich heute morgen hörte, es immerhin für möglich halte,
daß dieses Hohe Haus in bezug auf Finanzsachen erhebliche
Vorteile erlangen wird. Ich lasse dahingestellt , ob sie
sich praktisch bewähren werden ; ich bin nicht so optimistisch
wie der Herr Minister . Immerhin darf die erste
Kammer in Zukunft im einzelnen mitsprechen, so daß
ihre Bedeutung wachsen wird . Den Worten des Herrn
Geheimerat Lewald kann ich nicht beipflichten, daß die
Erste Kammer in ihrer neuen Gestaltung ein richtiges
und echtes Volkshaus sein werde ; ich habe diesen Wunsch
nicht , bin vielmehr der Ansicht, daß die Erste Kammer
ihren alten Charakter behalten soll , daß sie eine absolute
Stütze , der Krone , ein racker äe Kronos sein solle . Die
Folge der Veränderung wird sein, daß ein ganz anderer
Geist einziehen wird . Die Einheitlichkeit der Gesinnung
wird aushören und es werden sich entgegenstehende
Interessen bekämpfen , denn die gewählten Abgeordneten
sind allezeit abhängig von ihren Wählern.

Geh . Hofrat Or . Buhl : Zu denjenigen Mitgliedern
dieses Hohen Hauses, denen es ganz besonders schwer
fällt, dem neu gestellten Begehren näher zu treten, ge-

> höre auch ich . Ich habe neulich in diesem Hohen Hause
^ entwickelt , welche Bedeutung nach meinein Dafürhalten
^ einem richtigen Budgetrecht zukommt , und als seinerzeit
! die Verfassungskommission sich zum ersten Male mit den
, Vorschlägen der Hohen Zweiten Kammer zu beschäftigen
z hatte , stand für mich fest, daß die Vorschläge für uns un-
! annehmbar seien . Nun sind aber inzwischen diese Vor-
! schlage wesentlich abgeändert worden , gerade in demjeni-
! gen Punkte, der mir als der aller bedenklichste erschien,
! dem Punkte der T a u e r g e s e tz e . Ich habe mir ernst-
j Haft die Frage vorgelegt, in welcher Lage sich dieses Hohe' Haus befinden würde , wenn es auf dem Boden der Heu-

tigen Verfassung vor die Frage der Einführung der Vor-
mögenssteuer gestellt wäre, sich gegenüber befände dem
Hohen anderen Hause, und sich gegenüber befände etwa
einer Grotzh. Staatsregierung , die über die Bedeutung
dieses Hohen Hauses Gedanken hat, die mit den Anschau,
ungen und Ansprüchen dieses Hohen Hauses sich durchaus
nicht decken , wie wir in den letzten Tagen zu unserem auf¬
richtigen Bedauern erfahren mußten. Diese Gefahr ist
durch die Fassung des jetzigen Vorschlags der Hohen
Zweiten Kammer unzweifelhaft gemindert. Einen Ge-
genstand des Zweifels bildet hauptsächlich nur noch der
Vorschlag in Absatz 3 des 8 61 über die Behandlung der
einzelnen Budgetpositionen . Ich gestehe ganz offen , daß
ich die Beschlüsse der Hohen Zweiten Kammer nicht alseine Verbesserung, sondern als eine wesentliche Verschlech -
terung gegenüber den Beschlüssen dieses Hauses ansehe ,und zwar als eine Verschlechterung nach verschiedenenSeiten , nicht nur insofern, als die Rechte diese - HohenHauses abgeändert werden. Dieses Hohe Haus ist einTeil unseres Staates , aber nicht der ganze Staat . Es istdazu berufen , mit anderen Faktoren, mit dem anderen
Hohen Hause und mit der Großherzoglichen Staatsregie,
rung zum Wohle des Staates zusammenzuwirken . Aber
auch das Wohl des Staates wird meines Erachtens nichtgefördert , wenn das der Hohen Ersten Kammer zustehendeVudgetrecht in der Weise abgeschwächt wird, wie es nachden Beschlüssen der Hohen Zweiten Kammer der Fall seinsoll . Gerade die Finanzverhandlungen dieses Winters
haben das dringende Bedürfnis uns vor Augen geführt,



in der Finanzlage Wandel zu schaffen . Dieses Hohe !

Haus wäre Niel mehr befähigt gewesen , hierzu initzuhel - :
fen , wenn es das von uns beantragte erweiterte Budget - ,
recht erhalten hätte . Ich bin sehr lebhaft durchdrungen !
davon , das; für unsere ganzen politischen Verhältnisse !
eines der wesentlichen Bedürfnisse ist : ein gedeihliches Zu - !
sammenwirken der beiden Häuser des Hohen Landtags , i
und dieses Zusammenwirken wird nach meiner lieber - !
zeugung nicht gefördert , sondern erschwert durch die Ab - !
schwächung des Budgetrechts der Ersten .Kammer . Es i
wird auf das Zurückverweisungsrecht verwiesen , über >
dessen Bedeutung inan sehr verschiedener Ansicht sein >
kann . Die Bedeutung desselben wird nicht nur abhängen
von der Art und Weise , wie es in diesem Hohen Hause !
ausgeübt wird — dafür ist ja dieses Hohe Haus selbst :
verantwortlich — sondern davon , in welcher Weise eine ,
etwaige Beanstandung in dem anderen Hohen Hause auf - !
genommen wird , und das steht natürlich nicht in unserer !
Macht . Auch von einer Zusammenberatung der Kommis - !
sionen beider Hohen Häuser des Landestags in Finanz - !
fragen nach 8 75 kann ich mir einen weitaus besseren Er - !
folg dann versprecl>e» , wenn die miteinander verhandeln - !
den Parteien gleich gestellt sind , und nicht die eine Ver - !
tragspartei sich sagen kann : die Verhandlungen mögen j
geführt inerden . wie sie wollen , schließlich steht die Ent - j
fcheidung doch bei uns . So stehen der Zustimmung zu i
dem Absatz 3 des 8 61 sehr gewichtige Bedenken entgegen . !
Aber ich habe neulich bereits bemerkt : die Politik ist die >
Kunst des Erreichbaren , und auch in der gegenwärtigen !
Sachlage handelt es sich darmm . was ist erreichbar , was -
ist das Bessere , oder was ist das geringere Nebel ? !

Ob die neue Verfassung dem Lande Glück bringen
wird , wird davon abhängen , in welcher Weise die neue »
Bestimmungen in dem einen und in dem anderen Hause
gehandhabt werden , und es wird davon abhängen , in
welchem Geiste die Grotzh . Staatsregierung künftighin
geleitet wird . Es mögen in dieser Beziehung die besten
Erwartungen ausgesprochen werden , ob sie in Erfüllung
gehen , steht dahin .

Bezüglich des Absatz -1 zu 8 ül bemerkt Freiherr von
Göler als Berichterstatter : Der Sinn von Absatz 4

geht dahin , daß , wenn die Erste Kammer einen von der
Zweiten Kammer angenommenen Entwurf der in 8 60
Ziffer 3 ( Finauzgesetz mit Skaatsvorauschlag . Bestim¬
mung der Steuersätze für eine Budgetperiode usiv . ) be-
zeichuetcn Art abgelehnt hak , die Negierung oder die
Zweite Kammer eine Durchzählung der Stimmen bei
der Kammern beantragen kann , und zwar nicht über die
Fassung , wie sie die Erste Kammer beschlossen hat , son¬
dern iiber die Fassung der Zweiten Kammer . 'Arm scheint
es selbstverständlich , das; mit dieser Fassung nur der Ent -
Wurf im ganzen genieint sein kann , denn sollst müsste es §
doch ausdrücklich heißen : „Lehnt die Erste Kammer ein - j
zelne Bestimmungen des Entwurfs ab "

. Es ist !
aber doch zweifellos - das; die Zweite Kammer bei der !
ersten Beratung

'
die Fassung beschlossen hat : „ Lehnt ^

die Erste Kammer einen Entwurf im ganzen ab "
. !

Es ist hier auch gegenüber den Ausführungen auf !
Seite 5 des zweiten Koinnlissionsberichts der Zweiten !
Kammer Vorsicht geboten . Es könnte null der Umstand , ^
das; die Worte „ im ganzen " nicht mehr aiifgeiionimen ^
sind , zu dem Mißverständnis führen , daß , wenn die Erste
Kammer wiederum eine Aenderung vornehmen wollte , ^
nachdem der Entwurf zum zweiteil Male an sie gelangt !
ist , dies als Ablehnung gelte . ^

Ihre K o m in i s s i o n stellt daher den A n trag , !

die Worte „im ganzen " in Absatz 4 des 8 61 wie - !
dcreinznsetzen . !

Tie Sache ist immerhin von solcher Bedeutung , das; s
diese Auffassung in das Protokoll ausgenommen wird : !
auch wäre ich der Grotzh , Regierung dankbar , wenn sie !
ihren Standpunkt in dieser Frage darlegen würde . i

Minister des Innern I )r . S ch e n k e l : Ich kann den !
Ausführungen des Herrn Berichterstatters nur beitreten : i
nur dann findet in Zukunft , wie ja auch seither , ein sol - i
ches Zusammenzählungsverfahren statt , weil » die Erste !
Kammer einen unter Ziffer 3 des 8 60 fallenden Ent - !
wurf , z . B . insbsondere den Entwurf des Finanzgesetzes , !
i ni ganzen abgelehnt hat . Sie wird aber in Zukunft !
— und das ist der Unterschied gegenüber dem seitheri - ,
gen Rechtszustand — in diese Notwendigkeit gar nicht

'.IM

mehr versetzt werden , weil sie ja — was sie bis ., . !-
konnte — den Entwurf im einzelnen abäudern kaim ll
Sic kann also in Zukunft immer wieder den Entwur » -
der aus der Zweiten Kammer mit geänderter Fasinn § ^
sie zurückgeht , wieder abändern und von neuem an
Zweite Kammer gelangen lassen , aber endlich muß
sich natürlich einigen , und das wird dann erfolgen »merdem Einfluß der Schwerkraft , welches nach feiner Px .
deutukig im Volksleben dem einen oder anderen Hanse '
stehen wird . Wenn schließlich eine Uebereiiistinintmn
nicht zu erzielen wäre , müßte man die beiden Hmner nutz
lösen . Aber die Erste Kammer kann in Zukunft nicht
zwungen werden , ein Finanzgeseb oder ein anderes u,»^
8 60 Ziffer 3 fallendes Gesetz im ganzen abzulebnen , i,^
dadurch die Grundlage zu schaffen , auf Grund deren
Durchzählungsverfahren stattzufinden hätte .

Ter A ntra g des Geh . Rats L e w a I d zu 8 6l -Zu¬
satz 3 wird hierauf zur Abstimmung gebracht und n,tz
Mehrheit angenommen .

Ter A n t r a g d e r K o m m ission zu A b > ap 1
des 8 61 wird hierauf einstimmig a n g e n o m : n e n .

Hierauf wird tz 74 und Artikel 8 aufgerufen . dx,-x„
Annahme die Kommission in der Fassung der Zweiten
Kammer beantragt . Widerspruch wird dagegen nicht er-
hoben .

Freiherr von Röder begründet nochmals seine ab¬
lehnende Haltung gegenüber dem ganzen Gesetz , damit
daß die Erste Kammer trotz der Erweiterung der Bndgetz
rechte nach ihrer künftigen Zusammensetzung ihren Eim.
rakter verliere .

Ter Gesetzentwurf wird hierauf mit den be¬
schlossenen Aenderungeu in namentlicher Abstim¬
mung init 20 gegen 4 Stimmen ( Fürst ?1arl zu Löwen -
stein , Graf von Andlaw , Freiherr von Röder . Freiherrvon La Roche) a n g e n o m in e n .

Schluß ' der Sitzung Uhr .
Nächste Sitzung Samstag , den 16 . Juli >901 .

Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe.
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G . Braun ' sche Hofbuchdruckerei in Karlsruhe ,
Bürgerliche Rechtsstreite .

Oeffentltche Zustellung einer Klage .
L .615 .2 . Nr . 3241 . Mannheim . !

Der Steinbruckibesitzer Peter Con - "
tini Bühlerthal (Baden ) , Prozeß -
bevollmächtigter : Rechtsanwalt Löffel
in Bühl klagt gegen den Anton -
Sichler , früher in Mannheim , jetzt !
an unbekannten Orten im Wechselpro - '

zesse auf Grund der vom Beklagten
akzeptierten Wechsel vom 14 . und 19.
April 1904 über je 110 M . — mit dem
Anträge — auf Verurteilung zur Zah¬
lung von 220 M . Wechselsumme und
6 Proz . Zinsen aus 110 M . vom 14.
Juni 1904 und aus Ilv M , vom 19 . !
Juni 1904, sowie 14 M . 40 Pf . Pro -
testkosten, Provision und Porto .

Der Kläger ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung des Rechts¬
streits vor das Großh . Amtsgericht zu
Ma » Hein , Abt . V auf Donnerstag, !
den 22 . September 1904 , vormittags
9 Uhr . !

Zum Zwecke der öffentlichen Zustel - ^
lung wirs dieser Auszug der Klage be - ^
kam » gemacht . !

Mannheim , den 9 . Juli 1904 . i
Gcrichtsschrciber deS Gr . Amtsgerichts . ;

Mohr . l
Oeffentliche Zustellung . -

L .635 .1 Nr . 4038II . Karlsruhe .
Der minderjährige Eugen Willy
Gittinger von Karlsruhe vertreten
durch seine Mutter der ledigen Marie i
Gittinger in Karlsruhe als Vormünderin,

'

diese vertreten durch Rechtswälte Otto
Weil und vr . Fritz Strauß in Karls¬
ruhe — klagt gegen den Mechaniker
Wilhelm Mater , früher in Karlsruhe ,
z . Z an unbekannten Orten abwesend ,
auf Erfüllung der in den Z 1708 ff .
BGB . begründeten Verpflichtungen
vgl . hierzu § 1717 a . a . O mit dem
Anträge , vorläufig vollstreckbares Urteil
dahin zu erlassen , der Beklagte sei unter
Kostenfolge schuldig, an den Vormund
des klagenden Kindes von der Geburt
des letzteren , d . i . 6 . April 1904 , bis
zum vollendeten 16 Lebensjahre einen
in vierteljährlichen Raten vorauszahl¬
baren Unterhalt von monatlich 25 Mk .
zu bezahlen .

Der Kläger ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung des Rechts - ^
stretts vor das Grotzh . Amtsgericht zu
Karlruhe Abt . II auf :
Donnerstag , 27 . Oktober 1904,

vormittags 9 Uhr ,
Akademiestratze 2 », II . Stock , Zimmer
Nr . 10/12 .

Zum Zwecke der öffentlichen Zu¬
stellung wird dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .

Karlsruhe , den 14 . Juli 1904 . !
Gerichtsschreiberei Grotzh . Amtsgerichts . !

Boppre ,
Amtsgerichtssekretär .

Oeffentliche Zustellung .
L .636 .1 Nr . 16 819 . Mannheim .

Der Biehkommtffionär Bernhard
Wolle nberger in Mannheim (Bieh -
hof), Prozetzbevollmächtigte : Rechts¬
anwälte vr . Hachenburg und vr Strauß
hier , klagt gegen den Metzger Karl
Münz zurzetl unbekannten Aufent¬
halts , früher zu Mannheim , unter der
Behauptung , baß ihm der Beklagte aus
Biehkauf vom Mai und Juni 1904

871 Mk . schulde, mit dem Anträge auf
kostenfällige Verurteilung des Beklagten
zur Zahlung von 871 Mk nebst 5 Proz . !
Zinsen seit dem Klagezustellungstage an
den Kläger , und das Urteil für vorläufig
vollstreckbar zu erklären . Der Kläger
ladet den Beklagten zur mündlichen Ver - !
Handlung des Rechtsstreits vor die
Kammer ll für Handelssachen desj
Grotzh Landgerichts zu Mannheim auf : !
Samstag den 1 . Oktober 1904 ,

vormittags 9 Uhr , !
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zngelaffeneu Anwalt
zu bestellen . ^ !

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Mannheim , den 8 . Juli 1904 .
Br a n d n e r, §

Gerichtsschreiber des Gr . Landgerichts
L .480 . 2 . Nr . 11490 . Bühl . ^

I . S . !
des katholischen Kirchen - !
fonds und der kath . ^
Pfarrpsründe Bühlerthal - '
vertr . durch den kath . -
Oberstiftungsrat in
Karlsruhe !

gegen !
unbekannte Dritte wegen
Eigentums .

Aufgebot .
Auf Antrag des katholischen Kir - ^

chenfonds und der katholischen Pfarr -
pfründe Bühlerthal , vertreten durch
den katholischen Oberstistungsrat
Karlsruhe werden diejenigen , welche
das Eigentum an nachstehend bezeich-
neten Grundstücken der Gemarkung
Bühlerthal in Anspruch nehmen , auf¬
gefordert , ihre Rechte spätestens in
dem auf

Montag den 19 Dezember 1904 ,
vormittags 9 Uhr ,

anberaumten Aufgebotstermin anzu¬
melden , widrigenfalls ihre Ausschlie¬
ßung erfolgen wird

Bezeichnung der Grundstücke .
Lagerbuch Nr . 49 :

3 L 49 qm Hofraite j
3 a 04 qm Hausgarten ^
6 L 83 qm

einerseits Nr . 46 und 45 Weg ander¬
seits Nr . 60 . Auf der Hofraite be¬
findet sich :

a . ein zweistöckiges Wohnhaus mit
Balkenkeller ,

b . Zugang einer besonders stehen¬
den Holzremise und Waschküche.

Lagerbuch Nr . 40 .
21 a 60 qm Kirchenplatz einerseits

Nr . 39 ( Kirchenbach 42/1 ; 42/2 ; )
anderseits Nr . 1a Weg und Nr . 41
auf dem sich die neuerbaute massive
katholische Kirche befindet .

Davon hierher nur der im Grund¬
buch nicht eingetragene Teil von 17 a
10 qm .

Bühl , den 2 . Juli 1904 .
gez. Jung .

Dies veröffentlicht :
Der Gerichtsschreiber .

Rittelmann .
Aufgebot .

L . S62 . 2 . Nr . 19 931 . Ra¬
statt . Totengräber Karl Weitzen¬
rieder in Gengenbach hat beantragt .

die seit anfangs der 1830er Jahre
verschollene , am 2 . September 1825
zu Gengenbach geborene Stefanie
Buchholzer geb . Weißenrieder , zuletzt
wohnhaft in Rastatt , für tot zu er¬
klären

Die Verschollene wird auf gefordert ,
spätestens in dem auf

Mittwoch , den 15 . März 1904 ,
vormittags 10 Uhr ,

vor Unterzeichnetem Gerichte bestimm¬
ten Termine sich zu melden , widrigen¬
falls die Todeserklärung erfolgen
wird .

Alle , welche Auskunft über Leben
oder Tod der Verschollenen zu erteilen
vermögen , wollen spätestens im ge¬
nannten Termine dem Gerichte An¬
zeige zu machen .

Rastatt den 7 . Juli 1904 .
Großh . Amtsgericht . >

gez . vr . Huber , '
Dies veröffentlicht : ,

Der Gerichtsschreiber .
Hoch».

Aufgebot .
L .534 . Nr . 12098 . Waldshut

Der Abwesenheitspfkger , Landwirt
Josef Zimmeliiiann in Rechberg hat
beantragt , den verschollenen Johann
Georg Indlekofer , geb . am 5 . Mai
1870 zu Rcchbcrg , Mctzzcr , znl tzt
wohnhaft in Rechbcrg , für tot zu er¬
klären .

Der Veischollene wird aufgefordcrt ,
sich srätestens iw Aufgebotstermin zu
melden , widrigenfalls die Todeserklä¬
rung erfolgen wird .

"
An alle , w -. lchc Auskunft über Lebe»

oder Tod des Verschollenen zu erteilen
vermögen , ergeht die Aufforderung , spä¬
testens im Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen Aufgebots -
termiu vor Grotzh . Amtsgericht II in
Waldshut ist bestimmt auf :
Mittwoch , den 15 . Februar 1905

vormittags 9 Uhr .
Waldshut , den 7 . Juli 1904 .

Der Gerichtsscbrciber Gr . Amtsgerichts .
Schmitt .

Aufgebot .
L .405 3 Nr . 894I . Wolfach . Müller

Anton Mayer und Maurer Christian
Haas in Oberwolsach haben doS Anf -
gebotsversahren zum Zwecke der Aus¬
schließung des Schuhmachers Julius
Mayer von Oberwolsach an unbe¬
kannten Orten in Amerika , bzw. dessen
unbekannte Erben als Hypothek n -
gläubtger der im Grundbuch Ober¬
wolsach Lagb . dir . 36 , 38, 173, 198 ,
264 und 273 eingetragenen Sicherungs -
Hypothek iür Kausschilliug von 20000 M
beauftragt .

Die genannten Hypothekeugläubtger
werden aufgcfordert , ihre Rechte an der
genannten Hypothek spätestens in dem
auf D o n ne r s t a g , 27 . Oktober
1904 , nachmittag 3 U h r , vor
Großh . Amtsgericht Wolfach aubc
räumten Aufgebotstermine gellend zu
machen , widrigenfalls die Ansschlietzung
derselbe » mit ihren Rechten erfolgen

Wolfach , den 30 . Juni 1904 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts :

Reich ,
Grotzh . Amtsgerichtssekretär .

Konkursverfahren .
L645 . Triberg . Das Konkurs¬

verfahren über das Vermögen des
Landwirts Gregor Hermann Eheleute
in Rohrhardsberg wurde durch Beschluß
diesseitigen Gerichts vom heutigen auf -
geboben .

Triberg , den 12 . Juli 1904 .
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts .

Rödl e . !
Konkursverfahre ». >

L644 . Nr . 13 496 . Lahr . Das
Konkursverfahren über das Vermögen !
des Glasermeisters Karl Ostand er
in Lahr wurde durch Beschluß des Ge - -
richts vom 28 . Juni 1904 nach Ab - !
Haltung des Schlußtermins aufgehoben .

Lahr , den 11 . Juli 1904 ^
Der Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts . >

Eisentäger , !
Großh . AlinsgerlchtSstkcetäc .

Konkursverfahren . >
L .64S . Nr . 7151 . Mannheim j

Das Konkursverfahren über das B . r-
niögen des Fuhrunternehmers Tobias ^19 . Juli
Gräff in Mannheim wurde nach Ab Landwirt ,

sich außerhalb des Bundesgebietes auf-
halten,

Vergehen gegen § 140 Abs . 1 Nr . I
St .G .B .

Die Genannten werden auf :
Donnerstag , 22 . September 1991 ,

vormittags 9 Uhr ,
vor die Strafkammer III deS Grotzh.
Landgerichts Mannheim zur Haupt -
Verhandlung geladen .

Bei nncntschuldigtem Ausbleiben
werden sie auf Grund der nach K 47L
St .P .O . von dem Civilvsrsttzrnden der
Ersatzkommissiou zu Schwetzingen über
die der Anklage zu Grunde liegenden
Tatsachen ausgestellten Erklärungen
verurteilt werden .

Mannheim , 9 . Juli 1904 . ,
Großh . Staatsanwalt .

Baumgartner .
Ladung .
«öttdltNA .

L . 663 .3 . Nr . 29 488 . Mann¬
heim . Sebastian Schocker» geb . am

1870 zu Zwiefaltendorf ,
zuletzt wohnhaft in

Haltung des Schlußtermins durch h -u- Schriesheim , zurzeit unbekannt wo ,
ligcu Gerichtsbeschluß ausgehoben .

Mannheim , den 9 . Juli 1901 .
Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts 4 .

Mohr .
L .642 . Nr . 10174 . Mannheim .

In dem Konk lrsv . rfahren über den
Nachlaß des Johann Kleiner in
Mannheim ist zur Prüfung der nach¬
träglich angemcldeten Forderungen
Termin aus
Dienstag , den 9 . August 1904,

vormittags 9si , Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst,
2 . Stock , Zimmer Nr . 11 , anberaumt .

Mannheim , den 12 . Juli 1904 .
Mohr ,

Gerichisschreiber Gr . Amtsgerichts 14.
L .641 . Nr . 32 527 . Pforzheim .

Das Koukursoerfahren über den Nach¬
laß der Landwirt Jakob Friedrich
Ziegler Edcftau , Karolina geb.
Bischofs in Kieselbronn wurde durch
Btschiuß G : oßh . Amtsgerichts hier vom
heutigen mangels hinreichender Masse

wird beschuldigt , daß er als beurlaub -
rer Ersatzreservist ohne Erlaubnis
ausgewanoert ist .

Uebertretung gegen 8 360 Ziff . 5
R . - St . - G . -B .

Derselbe wird auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Abteilung 12 —
Hierselbst auf :
Samstag , den 17 . September 1904,

vormittags 8 Uhr ,
vor das Großh . Schöffengericht hier
zur Hauptverhandlung geladen .

Bei unenjtschuldigtem Ausbleiben
wird derselbe auf Grund der nach
§ 472 Abs . 2 und 3 Srr . -P .-Ord .
von dem Bezirkskommando Mann¬
heim ausgestelltes : Erklärung vom
27 . Juni 1904 verurteilt iverden .

Mannheim , den 6 . Juli 1904 .
Gerichtsschreiber Gr . Amtsgerichts .

Seiler .
Ladung

L .532 .3 . Mosbach .
Der am 25 . April 1880 in Elpers -

cingestellt und Termin zur Prüfung ! heim geborene , zuletzt in Schweigernder Schlußrechnung bestimmt auf
Montag , den 8 . August 1904,

vormittags 9 Uhr ,
vor Großh Amtsgericht Pforzheim ,
Zimmer Nr . 15.

Pforzheim , den 5 . Juli 1904

wohnh . Metzger Karl Wilhelm Wohl -
fart z . Z . in England (London ), wird
beschuldigt , als Wehrpflichtiger in der
Abficht , sich dem Eintritte in den Dienst
des stehenden Heeres oder der Flotte
zu entziehen , ohne Erlaubnis das

Der Gerichtssch eiber -Gr . Amtsgerichts , i Bundesgebiet verlassen oder nach e^
Lohrer . ^ reichten , militärpflichtigen Älter siw

Strafrechtspflege . außerhalb des Bundesgebiets anfge-
Ladung . halten zu haben.

L .587 3 . Mannheim . ! Vergeben gegen § 140 Abs . 1 Nr . l
1 Anton Wenzel , geb. 12 . Ja - R .Str .G .B . Derselbe wird auf :

uuar 1881 in Edingen , zuletzt wohn - Donnerstag , den 25 . August 1SG-
taft in Feudenheim , vormittags 9 Uhr ,

2 . Georg L e h n e r t , geb. 27 . Juni vor die Großh . Strafkammer — de-
1881 in Reilingen , zuletzt wohnhaft da- Grotzh . Landgerichts — in MoLbaL
s- lbst, zur Hauptverhandlung geladen . ,

3 . G . org Andreas Moos , geb . Bei unenschuldtgtem Ausbleiben w »v
30 . Januar 1881 in Schw -tzingen, zu - ! derselbe auf Grund der nach 8 472 der ^
letzt wohnhaft daselbst, deren Aufent - Strafprozeß » .' dnung von dem Clvilvsr -
balt nicht bekannt ist, werden beschul- sitzenden der Ersatzkommissiou zu Mer> -
digt , daß sie a !s Wehrpflichltge in der genthrim über die der Anklage zu GruriS- 1
Absicht, sich dem Eintritte in den Dienst liegenden Tatsachen ausgestelltendes sichenden Heeres oder der Flotte kläcungen verurteilt werden ,
zu entziehen , ohne Erlaubnis entweder Mosbach , den 5 . Juli 1904 .
das Bundesgebiet verlassen haben oder Großh . Staatsanwaitick >aü .
»ach erreicht m militärpflichtigem Alter j Hoffarth .
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